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Informationsdienst der GdP-Bezirksgruppe Berlin Direktion 4 (Südwest) 

Europäische Grenzschutzpolizei 

GdP-Vize Jörg Radek: EU-Außengrenzen gemeinsam sichern  

Eigendruck im Selbstverlag 

 

Der stellv. GdP-Bundes-
vorsitzende Jörg Radek. 
 
 

Bildquelle: GdP 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

 

die Gewerkschaft der Polizei unterstreicht die Notwendigkeit, die EU-Außengrenzen zu 

sichern. Deshalb sei es angesichts des Flüchtlingsstroms wichtig, die Grenzschutz-

agentur Frontex zu stärken und zu einer europäischen Grenzschutzpolizei auszubauen. 

Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende Jörg Radek sagte, „wenn es nicht gelingt, 

eine effiziente Kontrolle der Einreise in die Europäische Union zu gewährleisten, ist der 

Schengen-Vertrag insgesamt in Gefahr.“ 

Eine Verletzung der 

Souveränität der mit 

der Sicherheit der 

Außengrenzen betrau-

ten Anrainerstaaten 

auch durch eine Ver-

stärkung der Grenz-

kontrollen durch Fron-

tex-Einsatzkräfte sieht 

Radek nicht. „Wenn in 

einem vereinten Europa die Länder mit Außengrenzen die Verpflichtung zu deren 

Sicherung übernommen haben, dies aber nicht leisten oder leisten können, dann muss 

die Gemeinschaft handeln.“ Um dies effektiv leisten zu können, sei es notwendig, dass 

die Frontex-Angehörigen auch mit rechtlichen Kompetenzen ausgestattet werden. 

Auch eine Kontrolle von Personen mit EU-Ausweispapieren an den EU-Außengrenzen 

hält Radek für sinnvoll. „Unsere Nachrichtendienste schätzen, dass etwa 5.000 Personen 

mit EU-Pässen in die Kriegs- und Krisengebiete gereist sind und sich dem sogenannten 

Islamischen Staat angeschlossen haben. Über deren Reisebewegungen müssen unsere 

Sicherheitsbehörden informiert sein.“ 
 

 

Mit freundlichen Grüßen 
 

Der Bezirksgruppenvorstand 

Wertschätzung   für 

Sicherheit   und   Ordnung. 
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